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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(17. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/6971 — 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll vom 25. September 1991 
zum Chloridübereinkommen/Rhein 
(Zusatzprotokoll zum Chloridübereinkommen/Rhein) 


A. Problem 

Durch das von Deutschland, Frankreich, Luxemburg, den Nieder- 
landen und der Schweiz Unterzeichnete Zusatzprotokoll soll das 
Chloridübereinkommen/Rhein von 1976 an die veränderten 
Bedingungen angepaßt werden. Rückhaltemaßnahmen bei den 
elsässischen Kaliminen sollen die Chloridbelastung des Rheins 
verringern; durch Umleitung salzhaltigen Polderwassers in das 
Wattenmeer soll der Salzgehalt des Ijsselmeeres reduziert wer- 
den. 


B. Lösung 

Annahme des Entwurfs eines Vertragsgesetzes, durch das die 
Voraussetzungen für die Ratifizierung des Zusatzprotokolls 
geschaffen werden. 

Mehrheitsbeschluß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 12/697 1 — 
unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 27. April 1994 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Wolfgang von Geldern Dr. Norbert Rieder Susanne Kästner 

Vorsitzender Berichterstatter Berichterstatterin 


Dr. Jürgen Starnick 

Berichterstatter 
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Drucksache 12/7465 


Bericht der Abgeordneten Dr. Norbert Rieder, Susanne Kästner 
und Dr. Jürgen Starnick 


1. Der Gesetzentwurf auf Drucksache 12/6971 wurde 
in der 216. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
10. März 1994 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit und gemäß § 96 der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages an den Haushaltsaus- 
schuß überwiesen. 

2, Am 25. September 1991 Unterzeichneten in Brüssel 
die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, 
der Französischen Republik, des Großherzogtums 
Luxemburg, des Königreichs der Niederlande und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft das Zu- 
satzprotokoll zum Übereinkommen zum Schutz des 
Rheins gegen Verunreinigung durch Chloride. 

Dieses Chloridübereinkommen/Rhein aus dem 
Jahre 1976 sieht im Kern eine Verringerung der 
Einleitungen von Abfallsalzen auf französischem 
Hoheitsgebiet vor, die in zwei Schritten von 
130 kg/s um mindestens 60 kg/s Chloridionen im 
Jahresdurchschnitt erfolgen sollte. Anschließend 
soll die Internationale Kommission zum Schutz des 
Rheins Schritte für weitere Salzreduzierungen prü- 
fen. 

Nachdem die erste, 1987 begonnene Phase zu einer 
Verminderung der Salzbelastung um 20 kg/s 
führte, einigten sich die Parteien nun im Zusatzpro- 
tokoll des Übereinkommens über die zweite Phase 
der Reduzierung der Belastung um den Jahresmit- 
telwert von 40 kg/s Chloridionen. 


Infolge einer modulierten Aufhaidung der Abfall- 
salze im Elsaß soll durch Ausschöpfung aller Rück- 
haltekapazitäten bei Niedrigwasserführung des 
Rheins ein übermäßiger Anstieg der Salzkonzen- 
tration verhindert werden. Diese Schritte sind weit- 
aus effizienter, als es eine Summe von Reduzie- 
rungsmaßnahmen bei relativ geringen Einleitun- 
gen aus dem Bergbau oder der Industrie wäre. 

Die aufgehaldeten Chloridmengen können später, 
wenn die elsässischen Kali gruben ihre Produktion 
verringert haben, in ökologisch vertretbarer Weise 
und unter Berücksichtigung der verschiedenen 
Wassernutzungen in den Rhein eingeleitet werden. 
Das zweite im Zusatzprotokoll vorgesehene Vorha- 
ben betrifft die Umleitung salzhaltigen Polderwas- 
sers vom Ijsselmeer ins Wattenmeer, um die Was- 
serversorgung Nordhollands sicherzustellen. 

3. Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat in seiner 77. Sitzung am 27. April 
1994 den Gesetzentwurf beraten. 

Die Koalitionsfraktionen begrüßten die mit dem 
Zusatzprotokoll zum Chloridübereinkommen/ 
Rhein verfolgten Ziele. 

Der Ausschuß beschloß mehrheitlich mit den Stim- 
men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD, dem Deutschen Bundestag 
die Annahme des Gesetzentwurfs zu empfehlen. 


Bonn, den 27. April 1994 


Dr. Norbert Rieder Susanne Kästner Dr. Jürgen Starnick 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 
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